
LEIPZIG KOMPAKT

Elsterstausee: An Nord- und Westdamm 
wurden die Baumschnitt- und Fällarbeiten 
beendet. Wie das Amt für Stadtgrün und 
Gewässer mitteilte, betraf es 37 bruchge-
fährdete Pappeln. Da es sich um einen 
Wirtschaftsweg handele, nutzten ihn Fuß-
gänger und Radfahrer allerdings auf eigene 
Gefahr. 
Stadtbezirksbeirat I: Auf der Tagesordnung 
des Gremiums von Altwest stehen morgen 
ab 17 Uhr im Rathaus Leutzsch, Georg-
Schwarz-Straße 140, der Zentrale Kultur-
park „Clara Zetkin“ sowie ein ganzheitli-
ches Verkehrskonzept.
Stadtbezirksbeirat II: Die Sitzung in Nord-
ost widmet sich morgen ab 17.30 Uhr 
Lärmschutzmaßnahmen am Güterring Leip-
zig-Nord, der Entwurfsplanung zur Sanie-
rung der Uferböschungen im Naturbad 
Nordost sowie der Übergabe des Freizeit-
treffs „Am Bagger“ an den Internationalen 
Bund. Ort: Rathaus Schönefeld, Ossietzky-
straße 37.

Handelshochschule

Tagung startet 
europaweites 

Energie-Projekt 
Der Einsatz erneuerbarer Energien 
in den Kommunen war jüngst Thema 
einer Fachveranstaltung an der Han-
delshochschule Leipzig (HHL). Sie 
war der regionale Auftakt für eine 
Reihe von Tagungen und Kursen in-
nerhalb des EU-geförderten Projek-
tes Empower, bei dem sich Experten 
aus Deutschland, Spanien, Griechen-
land und Estland für die Verbreitung 
und Einbindung von erneuerbaren 
Energien einsetzen. 

Energie-Fachleute aus Städten, 
Gemeinden, Unternehmen und wis-
senschaftlichen Einrichtungen stell-
ten ihre Konzepte für einen Wechsel 
in der Energiepolitik der Kommunen 
vor. Ziel des Projektes sei, die Vernet-
zung der Teilnehmer in allen vier 
Ländern zu organisieren und einen 
Ideenaustausch voranzutreiben, sag-
te der Projektverantwortliche Sigmar 
Stöhr. Im Vordergrund stünde dabei, 
die Kommunen durch den Ausbau 
erneuerbarer Energien unabhängi-
ger bei der Energieversorgung zu 
machen und somit regionale Wert-
schöpfung zu gewährleisten. Ta-
gungsteilnehmer Wolfgang Lorenz 
vom Landkreis Potsdam Mittelmark 
sprach sich dafür aus, bei allen Über-
legungen und Konzepten die Bürger 
einzubeziehen: „Die Menschen müs-
sen merken, dass sie etwas davon 
haben.“ 

Ausländische Gäste waren noch 
nicht anwesend, der Auftakt sei die 
„regionale Runde“ gewesen, so Stöhr. 
 tos

Erwerbslosenzentrum

Experte spricht über 
„Wohngifte“

Die Moderne Lebensweise hat dazu ge-
führt, dass wir uns etwa 90 Prozent des 
Tages in geschlossenen Räumen aufhal-
ten. Baustoffe, Anstriche und andere 
Materialien geben flüchtige Stoffe ab, die 
mit Zigarettenrauch, Hausstaub und 
Schimmelpilzsporen als Innenraum-
Schadstoffe bezeichnet werden. Viele 
dieser „Wohngifte“ werden durch Ge-
ruch nicht wahrgenommen. Allergien 
nehmen zu. Matthias Wolf vom Umwelt-
institut spricht und berät zu dieser Pro-
blematik am Donnerstag ab 14 Uhr im 
Erwerbslosenzentrum, Zschochersche 
Straße 48a. Der Eintritt ist frei.  r.

Die „Ausfüllhilfen“
Gabriele Becker und Alfred Richter halfen jahrelang Arbeitslosen durch Amtsdeutsch und Vorschriftendschungel

Ritterstraße, Kirchliche Erwerbslo-
seninitiative (KEL), vierte Etage 
rechts: Ein Schild an der Tür der „Aus-
füllhilfe“ informiert seit Tagen „Am 
5.04.2011 ab 13 Uhr aus innerbetrieb-
lichen Gründen geschlossen“. Die in-
nerbetrieblichen Gründe sitzen hinter 
der Tür: Gabriele Becker und Alfred 
Richter. „Ab 6. April sind wir arbeits-
los, unsere AGH, sprich Arbeitsgele-
genheit, wird nicht noch einmal ver-
längert. Tja, also werden wir zum 
Dienstagnachmittag noch paar Be-
richte schreiben, einiges übergeben, 
aufräumen“, sagt Richter.

Einpacken nach dreieinhalb Jahren. 
Wie vielen joblosen oder von Arbeitslo-
sigkeit bedrohten Menschen hatten sie 
geholfen, Anträge zu schreiben, Bewilli-
gungsbescheide zu erklären, Widersprü-
che zu formulieren… „Nach Prüfung al-
ler Fakten haben wir einerseits oft sagen 
können, dass die Mitarbeiter im Jobcen-
ter alles richtig berechnet haben, Auf-
forderungen und Sanktionen berechtigt 
sind. So manch geplanter Widerspruch 
seitens der Hilfesuchenden wurde damit 
hinfällig, dem Jobcenter blieb so auch 
zusätzliche Arbeit erspart. Andererseits 
gibt es aber wie in jedem Betrieb auch 
da Mitarbeiter, die aus unzureichender 
Kenntnis über das Sozialgesetzbuch 
(SGB) II schon falsch entscheiden. Oder, 
wo es einfach mal frühzeitig an einer 
Info mangelt, um Notsituationen bei Be-
troffenen zu verhindern“, bilanzieren 
Richter und Becker ihre Zeit bei der 
KEL. 

„Noch letzte Woche etwa“, erzählt 
Richter, „kam ein junger Mann. Die Frau 
hochschwanger. Zwei Kinder. Er hatte 
noch 47 Euro auf dem Konto. Nur, die 
Familie besaß noch einen Bausparver-
trag – ich glaub’ so für 9000 Euro. Naja, 
damit lag er mit 76,22 Euro über der 
Vermögensgrenze. Das und die Info, 
dass er ab 1. April daher keine Leistun-
gen mehr bekommt, hat man ihm aber 
erst jetzt, zu Monatsende März, mitge-
teilt. Ohne Bausparvertrag hätten der 
Familie 1300 Euro zugestanden. Hilfrei-
cher für die Familie wäre es da sicher 
gewesen, man hätte den Mann bereits 
bei Abgabe seines Antrages mal darauf 
aufmerksam gemacht, dass er erst sein 
,Vermögen‘ aufbrauchen muss, so dass 
er hätte noch beizeiten den Bausparver-
trag kündigen können. So hatte jetzt die 
Ehefrau den Jobcenter-Bescheid daheim 
geöffnet, war so geschockt, dass gleich 
die Wehen einsetzten.“ 

In Erinnerung ist Richter auch noch 
ein anderer junger Mensch. „Arbeitslos, 
bislang im Hotel Mama wohnend, wollte 
auch er endlich selbstständig leben.“ Die 
familiäre Erbengemeinschaft habe dem 
25-Jährigen ein 50-Quadratmeter-Häus-
chen überlassen und halt innerfamiliär 
den Mietvertrag aufgesetzt: zu 250 Euro. 
Also alles im Rahmen. „Wohngeldzu-
schuss bekam der Alg-II-Empfänger 
trotzdem nicht. Der Mietvertrag ent-
spreche ,nicht den rechtlichen Normen‘, 
beschied die Arge im Landkreis eben.“

Statistik muss sein. Für jeden Bürger, 
der sich Rat holte, machten sich Becker 
und Richter einen Kulistrich. Bei „Auf-
stockern“, also bei Menschen mit Mini-
löhnen, einen roten. Es gab zuletzt sehr 
viele rote Striche. „Etwa für jene Frau, 
die jüngst einen solchen Job bekam, den 
Lohn vom ersten Arbeitsmonat in Sum-
me aber erst mit dem vom zweiten er-
hielt – und somit auch erstmals eine 
Verdienstbescheinigung fürs Jobcenter. 
„Das das Doppelgehalt prompt als gene-

rellen Lohn verbuchte und der Frau die 
Aufstockung strich“, erzählt Richter und 
nennt, wohl noch immer etwas sauer, 
das Beispiel eines ihrer Klienten mit Mi-
nilohn, der seine erste Lohnabrechnung 
kriegt – just mit etwas Weihnachtsgeld 
dabei. „Und wo ich selbst noch zuvor 
das Jobcenter darauf hinwies, dass das 
kein regulärer Einkommensmonat ist. 
Doch prompt nahm man das dort für 
bare Münze. Und wenn man nachfragt, 
heißt es, man zahle später lieber wieder 
zurück. Natürlich, wenn der Betroffene 
die Rückerstattung beantragt…“ 

Vor einigen Wochen sei da auch eine 
Frau bei ihnen gewesen, so Richter wei-
ter, die einen Minijob angetreten hatte, 
wo ihr der Arbeitgeber „bis zu 400 
Euro“ im Monat in Aussicht gestellt hat-
te. „Da man jede Veränderung diesbe-
züglich ja melden muss, lief sie brav 
vorab zum Jobcenter, kündigte an, dass 
sie im Folgemonat solch Arbeit auf-
nimmt. Dort setzte man ihr flugs die 400 
Euro von ihrem Leistungsbezug ab – ob-
wohl sie am Ende monatlich aber nur 
125 Euro verdiente. Im Januar jetzt hat-
te sie um eine Korrektur beim Jobcenter 
gebeten, bis März geschah nichts.“

„Jeder Alg-II-Empfänger steht mit ei-
nem Bein im Knast“, meint Richter. Et-
was „bitterschmunzelig“, aber im Ernst. 
„Es gab Fälle, wo einem die Luft weg-
blieb: Ein arbeitsloser junger Mann 
schreibt gut 30 Bewerbungen, versandte 
sie per Internet, per Post… Er bewirbt 
sich als Pfleger bei einem Pflegedienst, 
auch bei einem Krankentransport, bei 
dem er sich einmal als Reinigungs- und 
einmal als Hauswirtschaftshilfe anbietet. 
Die Kosten für die Bewerbungen rechnet 
er im Jobcenter ab – zwei davon verse-
hentlich doppelt. Doch das Jobcenter 
prüft und erstattet. Ein Vierteljahr spä-
ter kommt die Vorladung zur Polizei. 
Wegen Erschleichens von Sozialleistun-
gen. Es ging um acht Euro. Offenbar 
waren im Jobcenter bei einer Revision 

die Doppel-Bewerbungkosten für die 
zwei Stellen in der einen Firma bemerkt 
worden. Das Ganze gipfelte darin, dass 
der junge Mann plötzlich noch vom 
Amtsgericht Leipzig einen Bußgeldbe-
scheid von 680 Euro zuzüglich Gerichts-
kosten erhielt. Dass irgendwo ein Ge-
richt über ihn urteilte, hat er offenbar 
gar nicht gewusst. Und wenn Leute wie 
er dann solche Strafen nicht zahlen kön-
nen, droht ihnen ja bekanntlich Ersatz-
haft.“

Mit dem Gericht hatte es übrigens 
auch ein betagterer Klient von Richter 

und Becker zu tun: „Er war 65, ging per 
1. Januar 2010 in Rente. Mitte 2010 
flatterte dem älteren Herrn urplötzlich 
eine Strafanzeige ins Haus: Er, zuvor ar-
beitslos, hatte noch am 31.12.2009 
exakt 63 Euro Zinsen auf sein Sparbuch 
bekommen. Er dachte, er sei ja nun am 
nächsten Tag „raus aus dem Leistungs-
bezug“ und meldete das dann dem Job-
center halt nicht mehr. „Sicher“, sagt 
Richter, „er hat da schon das Gesetz ge-
gen sich. Er musste ein Bußgeld letztlich 

bezahlen. Wie viel, hat er mir nicht ge-
sagt. Aber ich frage mich, kann man da 
die Leute nicht erst mal anschreiben, 
muss  gleich eine Strafanzeige kommen? 
Der Mann war so aufgeregt, da ist es 
doch bis zum Herzinfarkt nicht weit“.  

Das „Schiff“ gerade jetzt verlassen zu 
müssen, wo nach dem 1. April so viel 
Neues mit Blick auf das geänderte SGB 
II für „die kleinen Leute“ gilt, erfüllt Be-
cker und Richter mit unguten Gefühlen. 
„Ob jeder schon weiß, wenn er jetzt 
krankgeschrieben ist und eine Vorla-
dung zum Jobcenter kriegt, dass er im 

Gegensatz zur bisherigen Regelung nicht 
absagen darf, sondern persönlich er-
scheinen muss, sonst gibt es Leistungs-
abzug?“, überlegt Becker. „Fernbleiben 
geht ja nur mit ärztlicher Bescheinigung, 
dass man nicht gehfähig oder eben bett-
lägerig ist. Das macht gleich so – je nach 
Arzt – etwa 3,50 Euro. Und das müssen 
alle zahlen, egal ob Gutverdiener oder 
Alg-II-Empfänger.“

Was Neuerungen in punkto Blutspen-
den ab 1. April betrifft, hat Richter im-

merhin für hiesige Betroffene noch Klar-
heit schaffen können: Erst, sagt er, sei 
es ja nur so ein Gerücht gewesen, dann 
habe er es wissen wollen und nach Ber-
lin geschrieben, um es nun – nach Mo-
naten – dieser Tage noch im völlig ver-
schrobenen Gesetzeskauderwelsch, „das 
kein normaler Mensch deuten kann“, 
schwarz auf weiß zu haben: „Die Mini-
Aufwandsentschädigungen fürs Blut-
spenden, was viele Alg-II-Empfänger 
machen, weil sie a) Zeit und b) jeden 
Cent nötig haben, wird ab jetzt auch mit 
Leistungsabzug der Ämter quittiert“, er-
zählt Richter. 

„Das Schlimme ist, dass die Menschen 
in den Jobcentern schon aufs Wohlwol-
len mitunter einzelner Vermittler ange-
wiesen sind“, so ein Fazit der zwei KEL-
Mitstreiter. „Auch, dass die Leute jedes 
Mal auf einen anderen treffen, der vom 
konkreten Fall nichts weiß, macht vielen 
zu schaffen“, weiß Becker. Normaler-
weise, so Richter, müsste es im Jobcen-
ter selbst eine Stelle geben, wo Betroffe-
nen der Bewilligungsbescheid erklärt 
und beim Ausfüllen der Anträge gehol-
fen wird. „Aber wer bisher nach so et-
was fragte, bekam kaum Antwort oder 
wurde direkt zu uns vermittelt. Also, 
wenn Staat und Stadt solche Stellen wie 
die unsrige abbauen – wo sollten die 
Leute da noch Hilfe finden? Vielleicht ist 
das ja auch so gewollt?“, sinniert Rich-
ter, der in den zurückliegenden Jahren 
die Sozialgesetzbücher I bis XII noch 
und nöcher büffelte und inzwischen alle 
abrufbar im Kopf hat. 

Freilich, sagt er, habe er sich – recht-
zeitig natürlich – beim Jobcenter ab 6. 
April als arbeitslos gemeldet. Und sich 
dort auch gleich mal – weil es vom Be-
tätigungsfeld ja so nahe liegt – bewor-
ben. „Es ist eine Absage gekommen“, 
lächelt er. Und alle, die ihn kennen, wit-
zeln und meinen, den Grund zu kennen: 
Der Mann ist halt überqualifiziert.   
 Angelika Raulien

Halfen in den zurückliegenden dreieinhalb Jahren vielen Arbeitslosen – und sind ab morgen selbst wieder arbeitslos: Gabriele Becker und Alfred Richter.  Foto: André Kempner
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FACETTEN

DIE MENSCHEN HINTERM KEL-ANGEBOT

Alfred Richter steht kurz vorm „60.“, hat 
Koch gelernt, Ökonomie studiert, war 
 Küchenchef und Lehrausbilder in der 
 Erwachsenenqualifizierung und leitete 
eine Gaststätte in der Leipziger City. 
 Zuletzt, bis zur Schließung 1991, war  
er Restaurantleiter im „Panorama“.  
Vermutlich, sagt er, werde er sich  
weiter ohne Erfolg auf dem ersten Ar-
beitsmarkt bewerben, „bis ich in die Ren-
te gehe“.
Gabriele Becker steht kurz vor der „60“, 
hat Ökonomie studiert, war 27 Jahre im  
ehemaligen Chemieanlagenbaukombinat 
Leipzig-Grimma in Leipzig, zu DDR-Zeiten 
als Gruppenleiterin in der Abteilung Kos-

tenrechnung, nach der Wende als Con-
troller für die Projektbearbeitung und 
Realisierung bis zur Insolvenz 2001. Sie 
denkt daran, vielleicht vorzeitig in Rente 
zu gehen – „mit 18 Prozent Abzug“, wie 
sie sagt. 

„Liebend gern würde ich die beiden 
 behalten“, sagt Heike Knechtel, die  
jetzt zumindest zwei neue AGH-Kräfte ab 
1. Mai bis Jahresende in Sicht hat, da-
nach hofft, das Angebot mit „zwei Bürger-
arbeitern“ zu retten. Ganz gleich wie: 
„Jeder Neue wird wieder Zeit brauchen, 
sich das komplexe Thema anzueignen“, 
so Knechtel. 
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